Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudcsadie 956 


Der Bundesminister für Verkehr 

E 3 Tpei 18 - 407 Vm II Bonn, den 5. November 1954 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Fahrpreisermäßigung für Familienangehörige deut- 
schen seefahrenden Personals 

Bezug: Kleine Anfrage 116 der Abgeordneten Wehr, 

Hansing (Bremen), Schmidt (Hamburg) und Ge- 
nossen - Drucksache 873 - 

Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

Eine Ermäßigung für die Angehörigen der deutschen Seeleute ist 
in den letzten Jahren wiederholt gefordert worden. 

U. a. hat die Fraktion der FDP unter dem 10. Oktober 1951 im 
Bundestag beantragt, die Bundesregierung mit der Einführung einer 
solchen Ermäßigung auf den Strecken der Deutschen Bundesbahn 
zu beauftragen (Drucksache Nr. 2678 der 1. Wahlperiode des Deut- 
schen Bundestages). Der Bundestag hat auf Vorschlag des Ausschusses 
für Verkehrswesen (Drucksache Nr. 2945) diesem Antrag in seiner 
186. Sitzung am 17. Januar 1952 stattgegeben. Darauf hat der Herr 
Bundeskanzler mit Schreiben vom 7. August 1952 (Drucksache Nr. 3665) 
mitgetcilt, daß die Bundesregierung dem im Beschluß des Deutschen Bun- 
destages ausgesprochenen Ersuchen nicht nachkommen könne. Auf die 
auch heute noch zutreffenden Ausführungen im Schreiben des Herrn 
Bundeskanzlers darf ich Bezug nehmen. 

Die Lage der Deutschen Bundesbahn hat sich seit August 1952 weiter 
verschlechtert; es ist ihr weniger denn je möglidi, neue Sozialermäßi- 
gungen einzuführen oder die bestehenden Tarife zu ergänzen, sofern ihr 
nicht die zu erwartenden Fahrgeldausfälle aus Mitteln des Bundes- 
haushalts erstattet werden. Solche Mittel sind nach Mitteilung des 
Herrn Bundesministers der Finanzen gegenwärtig nicht verfügbar, 
wie er mir auf Rückfrage zu der Kleinen Anfrage 116 ausdrücklich 
bestätigt hat. 

Es ist auch nicht Aufgabe der Eisenbahnen, sondern der Reeder, 
für das Wohlergehen des Schiffspersonals zu sorgen. Die Verkürzung 
der Liegezeit kommt vor allem den Reedern zugute. Es ist ihre 
soziale Verpflichtung, die Besuchsreisen der Angehörigen des see- 
fahrenden Personals zu erleichtern. 

Die Bundesregierung sieht sich danach nicht in der Lage, mit der 
Deutschen Bundesbahn eine Regelung zu treffen, nach der den Ehe- 
frauen oder sonstigen Familienmitgliedern des seefahrenden Personals 
bei Besuchsreisen zum Liegehafen eine Ermäßigung eingeräumt wird. 

Dr.-Ing. Seebohm 
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